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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Januar 1959 

4 — 41103 — 4297/58 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes zur Regelung von 
Ansprüchen aus Lebens- und Renten- 
versicherungen 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 198. Sitzung am 14. November 
1958 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
zu dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes zur Regelung 
von Ansprüchen aus Lebens- und Rentenversicherungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


A r t d k e 1 1 

Das Gesetz zur Regelung von Ansprüchen aus 
Lebens- und Rentenversicherungen vom 5. August 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 474) wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. § 4 erhält folgende Fassung: 

u§ 4 

Die Voraussetzungen des § 2 Satz 1 Buchstabe 
a und des § 3 Satz 1 Buchstabe a hinsichtlich 
des Wohnsitzes oder dauernden Aufenthalts 
gelten auch als erfüllt, wenn der Berechtigte 
nach dem 31. Dezember 1952 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes oder dm Saarland isednen Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt genommen hat 
oder nimmt 

a) als Heimkehrer nach den Vorschriften des 
Heimkehrergesetzes 

oder 

b) als Vertriebener (Aussiedler) gemäß § 1 
Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenengeset- 
zes innerhalb von sechs Monaten nach der 
Aussiedlung 

oder 

c) unter den in § 3 des Bund es v er tri eben en- 
gesetzes genannten Voraussetzungen (So- 
wjetzonenflüchtling) . 

Das gleiche gilt, wenn der Berechtigte im Wege 
der Familienzusammenführung zu einem Ange- 
hörigen gezogen ist, der schon am 31. Dezember 
1952 seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder im 
Saarland hatte oder die Voraussetzungen der 
Buchstaben a, b oder c erfüllt. Als Familien- 
zusammenfühning gilt die Zusammenführung 

1. von Ehegatten, 

2. von minderjährigen Kindern zu den Eltern, 

3. von hilfsbedürftigen Eltern zu den Kindern, 
wobei im Verhältnis zwischen Eltern und 
Kindern auch Schwiegerkindern zu berück- 
sichtigen sind, wenn das einzige oder letzte 
Kind verstorben oder verschollen ist, 

4. von volljährigen hilfsbedürftigen Kindern 
zu den Eltern oder von volljährigen Kin- 
dern zu hilfsbedürftigen Eltern." 


2. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Bei ehelichen Gütergemeinschaften und 
Erbengemeinschaften gelten die Voraussetzun- 
gen des § 2 Satz 1 Buchstabe a, des § 3 Satz 1 
Buchstabe a und des § 4 als erfüllt, wenn sie 
mindestens in der Person eines Mitberechtigten 
gegeben sind. 

(2) Bei sonstigen Gemeinschaften zur gesam- 
ten Hand gelten die Voraussetzungen des § 2 
Satz 1 Buchstabe a, des § 3 Satz 1 Buchstabe a 
und des § 4 als erfüllt, wenn sie entweder m der 
Person aller Mitberechtigten gegeben sind oder 
wenn die Gemeinschaft zur gesamten Hand 
ihren Sitz oder Ort der Niederlassimg zu den 
(in § 2 Satz 1 Buchstabe a und § 3 Satz 1 Buch- 
stabe a bezeichneten Zeitpunkten im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes, im Saarland oder in 
einem Staat hatte, dessen Regierung die Bun- 
desrepublik Deutschland anerkannt hat." 


3. § 7 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 


4. 


„(1) Als zum inländischen Bestand eines Ver- 
sicherungsimtemehmens gehörig können nach 
§§ 2 bis 4 Ansprüche aus solchen Versichenmgs- 
verhältnissen geltend gemacht werden, die 

a) in einem nach dem 31. Dezember 1937 
in das Deutsche Reich eingegliederten 
Gebiet nach der Eingliederung begrün- 
det worden sind und auf Reichsmark 
lautende Ansprüche gegen ein der 
deutschen Versicherungsaufsicht unter- 
stehendes Versicherungsunternehmen 
gewährten 

oder 

b) in den unter Buchstabe a bezeichneten 
Gebieten vor deren Eingliederung be- 
gründet worden sind und zu einem 
selbständigen ausländischen Bestand 
gehörten, nach der Eingliederung aber 
auf Reichsmark umgestellt wurden und 
Ansprüche gegen ein der deutschen Ver- 
sicherungsaufsicht unterstehendes Ver- 
sicherungsunternehmen gewährten." 

Nach § 11 werden die folgenden §§ 11a bis llf 
eingefügt. 

.§ 11a 

Für die Verbindlichkeiten von betrieblichen 
und überbetrieblichen Pensionskassen mit 
Zwangsbeitritt, die aus Pensionsversicherungs- 
verhältniissen herrühren, sind die §§ 2 bis 4, 10 
und 11 nur mit den sich aus §§ 11b bis llf er- 
gebenden Abweichungen anzuwenden. 


2 



Deutscher Bundestag 


§ llb ! 

(1) Soweit nach § 2 Satz 1 Buchstabe a, § 3 
Satz 1 Buchstabe a oder § 4 bestimmte Voraus- 
setzungen von dem Versicherungsnehmer er- 
füllt sein müssen, ist als Versicherungsnehmer 
nur die natürliche Person anzusehen, die auf 
Grund ednes Arbeits- oder Dienstverhältnisses 
bei der Pensionskasse versichert war. Das gilt 
auch dann, wenn nach der Satzung oder den Be- 
dingungen das Unternehmen allein oder neben 
dieser Person Versicherungsnehmer ist. Die Vor- 
aussetzung des § 2 Satz 1 Buchstabe a und des 
§ 3 Satz 1 Buchstabe a hinsichtlich des Wohn- 
sitzes oder dauernden Aufenthalts gelten als 
erfüllt, wenn der Versicherungsnehmer zu den 
dort bezeichneten Zeitpunkten ständig in einem j 
Betriebe beschäftigt war, der im Geltungsbereich [ 
dieses Gesetzes oder im Saarland lag. § 2 Satz 1 
Buchstabe b und § 3 Satz 1 Buchstabe b sind 
lür die in § 11a bezeichneten Verbindlichkeiten 
nicht anzuwenden. 

(2) Sind die Voraussetzungen des § 2 Satz 1 ' 
Buchstabe a und Satz 2, des § 3 Satz 1 Buch- i 
stabe a und Satz 2 und des § 4 nicht erfüllt, so ^ 
können gleichwohl geltend gemacht werden, 

a) wenn der Anspruchsberechtigte am . . . i 
(Tag des Inkrafttretens des Gesetzes) 
seinen Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes oder im Saarland hatte: 

die Ansprüche auf die nach diesem Zeit- : 
Punkt fällig werdenden Rentenleistun- i 
gen, 

b) wenn der Anspruchsberechtigte seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
später in die in Buchstabe a bezeichne- 
ten Gebiete verlegt: 

die Ansprüche auf die nach dem Tage j 
der Begründung des Wohnsitzes oder I 
dauernden Aufenthalts in diesen Gebie- | 
ten fällig werdenden Rentenleistungen. 

Die Geltendmachung der Ansprüche setzt voraus, 
daß der Versicherungsnehmer oder der sonst aus 
der Versicherung Berechtigte die Rechte aus der 
Versicherung bis zum . . . (ein Jahr nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes) oder, falls er seinen j 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt erst nach 
dem . . . (Tag des Inkrafttretens des Gesetzes) in 
die in Buchstabe a bezeichneten Gebiete verlegt, 
bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Zeit- 
punkt der Verlegung bei der Pensionskasse an- 
meldet. ! 

§ 11c i 

(1) Ist das Arbeits- oder Dienstverhältnis des 
Versicherungsnehmers, das ihn zur Versiehe- | 
rung bei der Pensionskasse verpflichtete, infolge ! 
einer Stillegung oder Einschränkung des Be- 
triebs, die ihre Ursache in den durch den Zusam- 
menbruch des Deutschen Reichs herbeigeführ- 
ten Umständen hatte, oder auf Grund von gesetz- 
lichen oder verwaltungsmäßigen gegen das Un- i 
ternehmen oder den Versicherungsnehmer ge- i 
richteten Maßnahmen der früheren Besatzungs- | 
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mächte tatsächlich beendet worden, so sind die 
Absätze 2 bis 4 anzuwenden. 

(2) Hatte der Versicherungsnehmer bei der 
Beendigung des Arbeits- oder Dienstverhältnis- 
ses die für den Anspruch auf Versicherungslei- 
stungen satzungs- oder bedingungsgemäß erfor- 
derliche Wartezeit bereits erfüllt, so gilt die bis 
dahin erworbene Anwartschaft vorbehaltlich der 
in § lld Abs. 2 getroffenen Regelung auch dann, 
wenn sie aus rechtlichen oder tatsächlichen Grün- 
den nicht aufrechterhalten worden ist, als bei- 
tragsfrei fortbestehend. Das gleiche gilt, wenn 
die Wartezeit bei Beendigung des Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses nicht erfüllt war, der Ver- 
sicherungsnehmer jedoch auf Grund eines vor 
dem . . . (Tag des Inkrafttretens des Gesetzes) 
zu dem Unternehmen begründeten Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses erneut Beiträge an die Pen- 
sionskasse oder an eine Pensionskasse geleistet 
hat, die mit ihr satzungsmäßig verbunden war, 
und die Zeiträume, in denen Beiträge geleistet 
wurden, zusammengerechnet die satzungsgemäß 
oder bedingungsgemäß erforderliche Wartezeit 
erreichen. 

(3) Als Zeitpunkt der Beendigung des Arbeits- 
oder Dienstverhältnisses im Sinne von Absatz 1 
gilt der 8. Mai 1945, sofern der Versicherungs- 
nehmer nicht ausdrücklich zu einem bestimmten 
anderen Zeitpunkt entlassen oder ein anderer 
Zeitpunkt mit ihm vereinbart worden ist. 

(4) Ansprüche aus den in Absatz 1 genann- 
ten Versicherungsverhältnissen können, auch 
wenn die Voraussetzungen des § 2 Satz 1 Buch- 
stabe a und Satz 2, des § 3 Satz 1 Buchstabe b 
und Satz 2 oder des § 4 erfüllt sind, nur in dem 
durch § llb Abs. 2 Satz 1 geregelten Umfange 
und nur nach Anmeldung gemäß § llb Abs. 2 
Satz 2 geltend gemacht werden. Eine Anmeldung 
ist in den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 nicht 
erforderlich. 

§ lld 

(1) Ist für das Fortbestehen der Rechte oder 
die Geltendmachung der Ansprüche aus dem 
Versicherungsverhältnis bis zum 31. Dezembei 
1957 bereits im Verhältnis zwischen der Pen- 
sionskasse und dem Versicherungsnehmer oder 
dem sonst aus der Versicherung Berechtigten 
eine Regelung getroffen worden, so behält es 
dabei sein Bewenden, soweit diese Regelung, 
ohne daß die Pensionskasse einen Vorbehalt ge- 
macht hat, zugunsten des Versicherungsnehmers 
oder des sonst aus der Versicherung Berechtigten 
von den Vorschriften der §§ llb und 11c ab- 
weicht. Das gleiche gilt, wenn eine solche Rege- 
lung zwischen dem 31. Dezember 1957 und dem 
. . . (Tag des Inkrafttretens des Gesetzes) mit 
ausdrücklicher Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
getroffen worden ist. 

(2) Hat die Pensionskasse dem Versicherungs- 
nehmer oder dem sonst aus der Versicherung 
Berechtigten die geleisteten Beiträge zurückge- 
zahlt, so steht das der Geltendmachung der An- 
sprüche nicht entgegen, wenn der zurückgezahlte 
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Betrag, bei Reichsmarkrückzahlung im Verhält- 
nis von 10 zu 1 auf Deutsche Mark umgestellt, 
mit 4 vom Hundert Zinsen seit dem Tage der 
Rückzahlung bei der Pensionskasse innerhalb 
von sechs Monaten nach Ablauf der Anmelde- 
frist wieder eingezahlt wird. Das gilt nicht, wenn 
die Pensionskasse das Fortbestehen der Rechte 
aus der Versicherung anerkannt hatte, die Bei- 
träge aber gleichwohl auf Veranlassung des Ver- 
sicherungsnehmers oder des sonst aus der Ver- 
sicherung Berechtigten zurückgezahlt worden 
sind. 

§ Ile 

Wird die erforderliche Anmeldung der Rechte 
aus der Versicherung nicht rechtzeitig vorge- 
nommen oder ist, abgesehen von den Fällen des 
§ 11c Abs. 2 Satz 2, die satzungs- oder bedin- 
gungsgemäß erforderliche Wartezeit nicht er- 
füllt, so kann der Versicherungsnehmer oder der 
sonst aus der Versicherung Berechtigte den An- 
spruch auf Rückzahlung der von dem Versiche- 
rungsnehmer geleisteten Beiträge geltend ma- 
chen, wenn er die Voraussetzungen des § 11b 
Abs. 2 Satz 1 Buchstabe a oder Buchstabe b er- 
füllt. 

§ llf 

(1) § 10 ist mit der Maßgabe sinngemäß anzu- 
wenden, daß die Ausgleichsforderungen, die den 
Pensionskassen wegen der in § 11b Abs. 2 und 
§ 11c bezeichneten Verbindlichkeiten zu gewäh- 
ren sind, im Falle des § 11b Abs. 2 Satz 1 Buch- 
stabe a erst vom 1. Juli 1959, im Falle des § 11b 
Abs. 2 Satz 1 Buchstabe b erst vom 1. Juli des 
Jahres an zu verzinsen sind, in dem der An- 
spruchsberechtigte seinen Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt ln den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder in das Saarland verlegt. Als Dek- 
kungsrückstellung und Rückstellung für Verwal- 
tungskosten zum 21. Juni 1948 gelten in diesen 
Fällen die Beträge der Deckungs rück Stellung und 
der Rückstellung für Verwaltungskosten, die sich 
zu den in Satz 1 genannten Zeitpunkten ge- 
schäftsplanmäßig ergeben. 

(2) Die Rentenausgleichsforderungen, die den 
Pensionskassen nach § 5 des Rentenaufbesse- 
rungsgesetzes in der Fassung vom 15. Februar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S, 118) und § 3 des Ge- 
setzes zur Aufbesserung von Leistungen aus 
Renten und Pensionsversicheningen sowie aus 
Kapitalzwangsversicherungen vom 24. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1074) wegen der in 
§ 11b Abs. 2 und § 11c bezeichneten Verbind- 
lichkeiten zu gewähren sind, gelten im Falle des 
§ 11b Abs. 2 Satz 1 Buchstabe a als am 1. Juli 
1959, im Falle des § 11b Abs. 2 Satz 1 Buch- 
stabe b als am 1. Juli des Jahres entstanden, 
in dem der Anspruchsberechtigte seinen Wohn- 


sitz oder seinen dauernden Aufenthalt in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder in das 
Saarland verlegt." 

Artikel 2 


(3) Soweit nach § llf Ausgleichsforderungen mit 
Zinsenlauf von einem nach dem 1. Januar 1956 lie- 
genden Zeitpunkt an gewährt werden, ist § 3 Abs. 2 
des Gesetzes über die Tilgung von Ausgleichsfor- 
derungen vom 14. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 507) entsprechend anzuwenden. 

Artikel 3 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Gesetzes zur Regelung von An- 
sprüchen aus Lebens- und Rentenversicherungen vom 
5. August 1955 in der neuen Fassung bekanntzu- 
machen, die sich aus den Änderungen und Ergän- 
zungen in Artikel 1 ergibt, und dabei Unstimmig- 
keiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 1) auch in Berlin (West). 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf seine 
Verkündung folgenden zweiten Monats in Kraft. 


(1) Soweit Ansprüche aus einem Versicherungs- 
verhältnis erst infolge der Neufassung der §§ 4, 5 
und 7 Abs. 1 oder auf Grund des § 11b Abs. 2 und 
des § 11c geltend gemacht werden können, ver- 
jähren sie, 

a) wenn der Anspruchsberechtigte die in die- 
sen Vorschriften bezeichneten Vorausset- 
zungen hinsichtlich des Wohnsitzes oder 
dauernden Aufenthalts bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erfüllt, nicht vor Ablauf 
eines Jahres seit diesem Zeitpunkt, 

b) wenn der Anspruchsberechtigte seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt erst 
später in die in diesen Vorschriften bezeich- 
neten Gebiete verlegt, nicht vor Ablauf 
eines Jahres nach dem Zeitpunkt der Ver- 
legung des Wohnsitzes oder dauernden Auf- 
enthalts. 

(2) Wird ein bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
anhängiger Rechtsstreit infolge der Neufassung der 
§§ 4, 5 und 7 Abs. 1 oder auf Grund des § 11b 
Abs. 2 und des § 11c für erledigt erklärt, so gilt 
§ 13 Abs. 2 entsprechend. 
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Begründung 


Der Entwurf enthält materielle Änderungen und 
Ergänzungen des Gesetzes vom 5. August 1955 in 
fünf Punkten: 

1. er erweitert den in § 4 verwendeten Begriff 
der Familienzusammenführung und paßt diesen 
an die Fassung neuerer Bundesgesetze an (Ar- 
tikel 1 Nr. 1); 

2. er erstreckt den Anwendungsbereich der Härte- 
klausel des § 4 auf die Ansprüche von Perso' 
nen, die als Heimkehrer, Vertriebene, Sowjet- 
zonenflüchtlinge oder im Wege der Familien- 
zusammenführung ihren Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt nach dem 31. Dezember 1952 im | 
Saarland genommen haben (Artikel 1 Nr. 1); 

3. er paßt die Fassung des § 5, die sich als zu eng 
erwiesen hat, dem Grundgedanken der §§ 2 
bis 4 des Gesetzes an (Artikel 1 Nr. 2); 

4. er läßt die Geltendmachung bestimmter An- ' 
Sprüche aus Versicherungsverhältnissen, die in | 
den ehemals in das Deutsche Reich eingeglieder- j 
ten Gebieten begründet worden waren, im Ge- ' 
gensatz zu der bisherigen Regelung, die nur | 
Anspruchsberechtigte mit Wohnsitz oder dauern- | 
dem Aufenthalt im Geltungsbereich des Geset- 
zes berücksichtigt, auch dann zu, wenn die 
Anspruchsberechtigten ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Saarland oder in 
einem Staat genommen haben, dessen Regierung 
die Bundesrepublik Deutschland anerkannt hat, 
und beseitigt damit die Abweichung von §§ 2 
bis 4 (Artikel 1 Nr. 3); 

5. er ergänzt das Gesetz durch Einfügungen neuer 
Vorschriften, welche die Versicherungsverhält- 
nisse von betrieblichen und überbetrieblichen 
Pensionskassen mit Zwangsbeitritt betreffen, um 
die Unsicherheit zu beseitigen, die sich sowohl 
hinsichtlich der Anwendbarkeit einzelner Be- 
stimmungen des Gesetzes auf diese Versiche- 
rungsverhältnisse wie daraus ergeben haben, 
daß Satzungen und Bedingungen der Pensions- 
kassen vielfach den besonderen, durch den Zu- 
sammenbruch des Deutschen Reiches und die 
Ereignisse der Nachkriegszeit geschaffenen Ver- 
hältnissen der Betriebe und ihre Angehörigen 
nicht gerecht wurden (Artikel 1 Nr. 4). 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

§ 4 Satz 2 des Gesetzes vom 5. August 1955 läßt 
als Familienzusammenführung, die dem Anspruchs- 
berechtigten die Befugnis zur Geltendmachung sei- 
ner Ansprüche gibt, neben der Zusammenführung 
von Ehegatten zueinander und von minderjährigen 
Kindern zu den Eltern nur noch die Zusammen- 
führung hilfsbedürftiger Elternteile zu den Kindern 
gelten, nicht aber die Zusammenführung von voll- 
jährigen hilfsbedürftigen Kindern zu den Eltern oder 


von volljährigen Kindern zu hilfsbedürftigen Eltern. 
Nachdem das Zweite Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Bundesvertriebenengesetzes vom 27. Juli 
1957 (BGBl. I S. 1207) den § 10 Abs. 2 Nr. 4 und 
den § 94 Abs. 2 dieses Gesetzes dahin geändert 
hat, daß auch die beiden zuletzt genannten Fälle 
als Familienzusammenführung anzusehen sind, er- 
scheint es geboten, § 4 des Gesetzes vom 5. August 
1955 in diesem Sinne zu erweitern und außerdem 
entsprechend § 94 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertrie- 
benengesetzes (neuer Fassung) und § 33 Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe d des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
vom 5. November 1957 (BGBl. I S. 1747) bei der 
Zusammenführung von hilfsbedürftigen Eltern zu 
den Kindern unter bestimmten Umständen auch 
Schwiegerkinder zu berücksichtigen. 

Nach Eingliederung des Saarlandes in die Bundes- 
republik Deutschland ist es nicht mehr gerechtfer- 
tigt, Heimkehrer, Vertriebene, Sowjetzonenflücht- 
linge und Familienzusammengeführte, die ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im Saarland 
genommen haben, von der Anwendung der Härte- 
klausel des § 4 auszuschließen. Entsprechend der 
in § 10 des Bundesvertriebenengesetzes in der Fas- 
sung vom 14. August 1957 und in § 33 Abs. 2 Nr. 2 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes getroffenen 
Regelung läßt der Entwurf die Geltendmachung von 
Ansprüchen nunmehr auch dann zu, wenn der An- 
spruchsberechtigte seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt unter den Voraussetzungen des § 4 
nach dem 31. Dezember 1952 in das Saarland ver- 
legt hat. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die bisherige Fassung des § 5 lehnte sich an den 
Wortlaut des § 6 UEG an. Sie berücksichtigte nicht, 
daß die §§ 2 und 3 des Gesetzes vom 5. August 1955 
anders als das Umstellungsergänzungsgesetz den 
31. Dezember 1952 nicht als starren Stichtag ver- 
wenden, sondern lediglich als Endtermin eines län- 
geren Zeitraumes, innerhalb dessen die Wohnsitz- 
voraussetzungen mit der Folge erfüllt werden 
konnten, daß ihr späterer Wegfall die Geltend- 
machung von Ansprüchen nicht hindert. Nr. 2 bringt 
die Änderung des § 5, die erforderlich ist, um die- 
sen dem Grundgedanken des Gesetzes anzupassen. 
Gleichzeitig wird klargestellt, daß § 4 auch im 
Rahmen des § 5 anwendbar ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

§ 7 des Gesetzes vom 5. August 1955 läßt die Gel- 
tendmachung von Ansprüchen aus auf Reichsmark 
lautenden Versicherungsverhältnissen, die in den 
nach dem 31. Dezember 1937 in das Deutsche Reich 
eingegliederten Gebieten begründet wordep sind, 
nur zu, wenn der Anspruchsberechtigte seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt, Sitz oder Ort 
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der Niederlassung am 20. Juni 1948 oder zu einem 
späteren Zeitpunkt, spätestens aber am 31. De- 
zember 1952, im Geltungsbereich des Gesetzes 
hatte. Damit enthält die Vorschrift eine Einschrän- 
kung gegenüber dem Grundsatz der §§ 2 und 3, 
nach dem die entsprechenden Voraussetzungen auch 
durch Wohnsitz, dauernden Aufenthalt, Sitz oder 
Niederlassung im Saargebiet oder in einem Staat 
erfüllt sein können,' dessen Regierung die Bundes- 
republik Deutschland anerkannt hat. Für die ein- 
engende Fassung des § 7 Abs. 1 waren im Jahre 
1955 verschiedene Erwägungen maßgebend; 

Die Vorschrift sollte klarstellen, daß die Sudeten- | 
deutschen Versicherungen, und zwar sowohl die- I 
jenigen, die vor der Eingliederung des Sudeten- ' 
landes von deutschen oder ausländischen Versiche- 
rungsunternehmen im Rahmen ihres tschecho- 
slowakischen Bestandes abgeschlossen worden i 
waren, wie auch diejenigen, die zwar erst nach i 
diesem Zeitpunkt abgeschlossen, aber weiterhin als i 
gesonderter Bestand im Rahmen des deutschen Be- 
standes geführt worden waren, nicht mehr als An- 
sprüche aus ausländischen Beständen im Sinne des , 
§ 8 des Gesetzes von der Geltendmachung aus- | 
geschlossen sein, sondern als zum inländischen Be- i 
stand gehörig angesehen werden sollten. Auf diese 
Weise wurde es den Versicherungsnehmern aus 
dem Sudetenland, die fast ausnahmlos vertrieben ! 
worden waren, ermöglicht, in den Besitz der Ver- 
sicherungsleistungen zu gelangen. Da es derartige 
selbständige Bestände von Versicherungsverhältnis- 
sen auch in der Republik Österreich gab und diese ' 
ebenfalls zu den eingegliederten Gebieten gehört 
hatte, würde die Berücksichtigung eines Wohnsit- 
zes oder Sitzes in einem ausländischen Staat, des- 
sen Regierung die Bundesrepublik Deutschland an- 
erkannt hat, im Hinblick darauf, daß diese Vor- 
aussetzung im Verhältnis zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Österreich gegeben war, 
u. U. dazu geführt haben, auch den ln Österreich 
ansässig gebliebenen Versicherungsnehmern, die 
hier die Mehrzahl darstellten, die Befriedigung 
ihrer Ansprüche durch die Versicherungsunterneh- 
men in der Bundesrepublik und in Berlin (West) 
zu gewähren, ohne daß vorher das Schicksal des 
Vermögens der deutschen Versicherungsunterneh- 
men in Österreich geklärt gewesen wäre. Dazu lag 
keine Veranlassung vor. Die Nichtberücksichtigimg 
aller Gebiete außerhalb des Geltungsbereichs des 
Gesetzes führte jedoch dazu, daß auch Sudeten- | 
deutsche Vertriebene, die nach Österreich oder in | 
einen anderen ausländischen Staat oder aber auch ; 
in das Saarland ausgewichen waren, ebenfalls von ' 
der Möglichkeit ausgeschlossen blieben, ihre An- 
sprüche geltend zu machen. Das ist, soweit das 
Saarland in Betracht kommt, schon deswegen nicht j 
mehr gerechtfertigt, weil dieses inzwischen ein 
Land der Bundesrepublik Deutschland geworden | 
ist. Es erscheint aber auch nicht mehr notwendig, i 
die für viele Versicherungsnehmer eine Härte ent- ; 
haltende Vorschrift im übrigen aufrechtzuerhal- - 
ten, nachdem die versicherungsrechtlichen Fragen, ! 
insbesondere das Schicksal des Vermögens der ^ 
deutschen Versicherungsunternehmen in Österreich i 
durch den Vertrag vom 15. Juni 1957 zwischen der 1 


Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich zur Regelung von vermögensrechtlichen 
Beziehungen geregelt und die von den ehemaligen 
großdeutschen Niederlassungen ausländischer Ver- 
sicherungsunternehmen in Österreich begründeten 
oder verwalteten Bestände von den in der Repu- 
blik Österreich neu errichteten Niederlassungen die- 
ser Versicherungsunternehmen übernommen wor- 
den sind. Artikel 1 Nr. 3 sieht daher vor, daß in 
Zukunft auch für die Geltendmachung der Ansprü- 
che aus den in § 7 genannten Versicherungsver- 
hältnissen ausschließlich die §§ 2 bis 4 des Gesetzes 
vom 5. August 1955 maßgebend sind, d. h. von der 
Geltendmachung ausgeschlossen lediglich die An- 
sprüche der Versicherungsnehmer in der sowjeti- 
schen Besatzungszone und in ausländischen Staaten 
bleiben, mit denen die Bundesrepublik noch keine 
normalen Beziehungen unterhält, sofern diese 
Versicherungsnehmer ihren Wohnsitz, dauernden 
Aufenthalt oder Sitz nicht bis zum Stichtag im 
Geltungsbereich des Gesetzes oder im Saarland ge- 
nommen haben oder im Einzelfall die Vorausset- 
zungen des § 4 erfüllen. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

a) Die Pensionskassen mit Zwangsbeitritt nehmen 
in der Lebensversicherung eine Sonderstellung 
insofern ein, als es zu ihren typischen Wesens- 
merkmalen gehört, daß der Abschluß der Ein- 
zelversicherungen auf den Willen des Arbeit- 
gebers zurückzuführen ist, daß die Beiträge 
regelmäßig zu einem großen Teil von den Ar- 
beitgebern bezahlt werden und daß diese bei 
der satzungs- oder bedingungsgemäßen Gestal- 
tung der Versicherungsverhältnisse beteiligt 
sind. Die Satzungen und Bedingungen knüpfen 
häufig nicht nur den Beginn des Versicherungs- 
verhältnisses, sondern auch dessen Weiterbe- 
stehen an den Bestand des Arbeits- oder Dienst- 
verhältnisses. Dabei finden sich zahlreiche 
Variationen, bei denen die Kassen nach § 189 
Abs. 1 Nr. 1 VVG mit Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde von den zwingenden Vorschriften 
der §§ 165, 173 bis 176 und 178 VVG abweichen 
dürfen. Zwischen den beiden extremen Möglich- 
keiten, das Versicherungsverhältnis mit jedem 
Ausscheiden des Versicherten aus dem Arbeits- 
oder Dienstverhältnis enden zu lassen und nur 
die Beiträge zurückzuzahlen oder es nach Erfül- 
lung einer bestimmten Wartezeit beitragsfrei 
fortbestehen zu lassen, haben Satzungen und 
Bedingungen nicht selten Mittelwege gewählt. 
So wird etwa die außerordentliche Mitglied- 
schaft, d. h. die Aufrechterhaltung der bereits 
erworbenen Anwartschaft trotz erfüllter Warte- 
zeit nur zugebilligt, wenn der Versicherte eine 
bestimmte Anzahl von Jahren bei dem Unter- 
nehmen tätig war, wenn er ein bestimmtes Alter 
erreicht hat, wenn er mit Zustimmung des Ar- 
beitgebers in einen anderen Betrieb übergetre- 
ten ist oder wenn er voraussichtlich nur vor- 
übergehend aus dem Arbeits- oder Dienstver- 
hältnis ausscheidet. Mitunter werden ihm auch 
nur Ansprüche geringeren Umfanges zugebil- 
ligt, wenn er vor Erreichung eines bestimmten 
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Lebensalters ausscheidet. Bei der einen Pen- 
sionskasse erwirbt der Versicherte die beitrags- 
freie Anwartschaft ohne weiteres, bei der an- 
deren bedarf es eines besonderen, an eine Frist 
gebundenen Antrags. Unterschiede weisen die 
Satzungen auch insofern auf, als manchmal nur 
die Arbeitnehmer, in anderen Fällen die Arbeit- 
nehmer und die Unternehmen die Träger der 
Pensionskassen sind, zuweilen aber auch aus- 
schließlich die Unternehmen als Versicherungs- 
nehmer bezeichnet werden. 

b) Bei dem Versuch, die Vorschriften des Gesetzes 
vom 5. August 1955 auf die Versicherungsver- 
hältnisse der Pensionskassen mit Zwangsbeitritt 
anzuwenden, haben sich in verschiedener Rich- 
tung Schwierigkeiten ergeben, die dazu geführt 
haben, daß bis heute die vorläufigen Umstel- 
lung srechnungen großer Pensionskassen noch 
nicht abgeschlossen werden konnten: 

1. Die Bestimmungen der Satzungen und Bedin- 
gungen über das Schicksal der Versicherungs- 
verhältnisse bei Ausscheiden des Versicher- 
ten aus dem Arbeits- oder Dienstverhältnis 
vor Eintritt des Versicherungsfalles waren 
für normale Zeiten gedacht. Ihre Anwendung 
erwies sich — je nach der Art und Weise 
ihrer Ausgestaltung — als unmöglich, für den 
Versicherten unbillig oder für die Pensions- 
kasse unzumutbar in den Fällen, in denen das 
Arbeits- oder Dienstverhältnis, das den 
Arbeitnehmer zur Versicherung bei der Pen- 
sionskasse verpflichtete, im Zusammenhang 
mit den durch den Zusammenbruch des Deut- 
schen Reichs geschaffenen Verhältnissen 
oder infolge von Eingriffen der Besatzungs- 
mächte tatsächlich beendet worden ist, ohne 
daß sein rechtliches Ende immer festgestellt 
werden könnte. Eine solche tatsächliche Be- 
endigung des Arbeits- oder Dienstverhält- 
nisses trat bei Auflösimg oder Stillegung 
eines Unterneihmens oder einzelner seiner 
Teile, bei Demontage von Betrieben, durch 
das Verbot der Weiterbeschäftigung bestimm- 
ter Arbeitnehmer, aber auch bei Enteignung 
von Unternehmen oder einzelner Betriebsteile 
in der sowjetischen Besatzungszone ein und 
betraf regelmäßig nicht nur einzelne Arbeit- 
nehmer, sondern führte zu Massenentlassun- 
gen. Selbst dort, wo den Pensionskassen da- 
mit nicht die Grundlage für ihre Weiterarbeit 
entzogen wurde, ergaben sich sofort Zweifel 
hinsichtlich des Schicksals der Versicherungs- 
verhältnisse, da die Satzungen und Bedingun- 
gen auf einen derartigen Massenverlust von 
aktiven Versicherten nicht zugeschnitten wa- 
ren. Hinzu kam, daß dort, wo die Satzung 
zum Erwerb der außerordentlichen Mitglied- 
schaft einen Antrag verlangte, auch dieses 
Erfordernis praktisch niemals erfüllt wurde, 
da in den ersten Jahren nach dem Zusammen- 
bruch gar nicht zu übersehen war, was aus 
den Pensionskasisen selbst werden würde. 
Mitunter wurden die Versicherungsverhält- 
nisse einfach als erloschen betrachtet und den 
Versicherten die von ihnen geleisteten Bei- 


tragsteile zurückerstattet; überwiegend blie- 
ben die Versicherungsverhältnisise bis heute 
in der Schwebe, da Übereinstimmung hin- 
sichtlich ihrer Behandlung zwischen den Ver- 
sicherungsaufsichtsbehörden, den Verbänden 
der Versicherten und Bund und Ländern als 
Schuldner der Ausgleichsforderungen nicht 
erzielt werden konnte; jedoch haben manche 
Pensionskassen in einer Anzahl von Fällen 
auf Grund von Verlautbarungen der Auf- 
sichtsbehörden ihre Verpflichtung zur Lei- 
stung den Versicherten gegenüber auch 
bereits anerkannt. 

2. Abgesehen von den Zweifeln bei der Anwen- 
dung und Auslegung der Satzungen und Be- 
dingungen, ergaben sich Schwierigkeiten aus 
den Vorschriften des Gesetzes vom 5. August 
1955 selbst. §§ 2 und 3 dieses Gesetzes lassen 
für die Geltendmachung von Reichsmark- 
versicherungsansprüchen grundsätzlich den 
Wohnsitz oder Sitz des Versicherungsnehmers 
maßgebend sein. Sieht die Satzung einer Pen- 
sionskasse vor, daß Versicherungsnehmer 
auch oder allein das die Kasse tragende Un- 
ternehmen ist, so käme es demnach auf die 
Person des versicherten Arbeitnehmers nicht 
mehr an. Dieser könnte, sofern das Unter- 
nehmen seinen Sitz in der Bundesrepublik 
oder in Berlin (West) hat, seine Ansprüche 
aus dem Versicherungsverhältnis, auch wenn 
er selbst seinen Wohnsitz in der sowjetischen 
Besatzungszone beibehalten hat, und sogar, 
wenn er ihn auch in Zukunft dort behält, un- 
beschränkt gegen die im Geltungsbereich des 
Gesetzes befindlichen Pensionskassen gel- 
tend machen mit der Folge, daß nicht nur die 
laufenden, sondern auch alle rückständigen 
Versicherungsleistungen aus den letzten 13 
Jahren für ihn auf ein Sperrkonto bei einem 
Kreditinstitut im Bundesgebiet oder in Ber- 
lin (West) eingezahlt werden müßten. Das 
gleiche Ergebnis würde sich auch bei allen 
anderen Pensionskassen mit Zwangsbeitritt 
zeigen, wenn man der von den Versicherungs- 
aufsichtsbehörden und auch im Schrifttum 
zunächst vertretenen Auffassung folgen 
wollte, daß bei Pensionskassen mit Zwangs- 
beitritt im Hinblick auf ihre bereits erwähnte 
Eigenart der Betrieb auch dann als zweiter 
Versicherungsnehmer anzusehen sei, wenn 
die Satzung nichts Derartiges bestimmt. Der 
Bundesgerichtshof ist in seiner Entscheidung 
vom 24. Juni 1957 (II ZR 43/56) noch von die- 
ser Auffassung ausgegangen; die Versiche- 
rungsaufsichtsbehörden hatten jedoch ihre 
Meinung bereits im Jahre 1951 in einem nicht 
veröffentlichten Beschluß dahin berichtigt, 
daß es nicht auf den Betrieb ankomme, son- 
dern auf die Arbeitsstätte, in der der Ver- 
sicherte im maßgebenden Zeitpunkt tatsäch- 
lich beschäftigt gewesen sei. Auf Grund die- 
ser neuen Erkenntnis der Aufsichtsbehörden 
hat es das Bundesaufsichtsamt für das Ver- 
sicherungs- und Bausparwesen dann abge- 
lehnt, die Geltendmachung der Ansprüche 
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von Angehörigen der in der sowjetischen Be- 
satzungszone belegenen rechtlich unselbstän- 
digen IG-Farben-Betriebe gegen ihre Pen- 
sionskassen zuzulassen, obwohl die IG-Far- 
benindustrie AG. ihren Sitz in Frankfurt 
(Main) hatte. In der Tat würden bei An- 
erkennung der Versicherungsnehmereigen- 
schaft der Betriebe die Fälle, in denen nach 
dem Grundgedanken des Gesetzes vom 
5. August 1955 Anspruchsberechtigten mit 
Wohnsitz in der sowjetischen Besatzungs- 
zone die Geltendmachung ihrer nur unter Zu- 
hilfenahme öffentlicher Mittel zu erfüllenden 
Versicherungsansprüche ausnahmsweise ge- 
stattet sein soll, in erheblichem Umfange ver- 
mehrt und für große Gruppen von Versicher- 
ten, die zwar im Arbeits- oder Dienstverhält- 
nis zu einem Unternehmen mit Sitz im Westen 
standen, Arbeitsstätte und Wohnsitz aber in 
der SBZ hatten oder noch haben, die Aus- 
nahme zur Regel gemacht. Tatbestände die- 
ser Art sind gerade bei den Pensionskassen 
mit großem Mitgliederbestand, wie z. B. bei 
den Pensionskassen der IG-Farbenindustrie 
AG., gegeben. 

Die Verkehrung der Ausnahme zur Regel 
zeigt sich auch bei dem Versuch, § 2 Satz 1 
Buchstabe b oder § 3 Satz 1 Buchstabe b des 
Gesetzes auf die V ers i che rungs Verhältnisse 
der PensiorLskassen mit Zwangsbeitritt anzu- 
wenden. Nach diesen Vorschriften soll es auf 
die Erfüllung der Wohnsitzvoraussetzungen 
nicht ankommen, wenn nach dem 8. Mai 1945 
Prämien im Währungsgebiet gezahlt worden 
sind. Der innere Grimd für diese Vorschriften, 
die sich bereits in §§ 1 und 2 der Zweiten 
Verordnung über die Lebens- und Rentenver- 
sicherung aus Anlaß der Neuordnung des 
Geldwesens vom 27. Juli 1948 fanden, wurde 
darin gesehen, daß in der Zahlung und An- 
nahme der Prämien eine stillschweigende 
Vereiinbarung über die Übernahme der Ver- 
sicherung in den Bestand des Währungsge- 
bietes liege. Dieser Gedanke ist für die Prä- 
mienzahlungen an Pensionskassen mit Zwangs- 
beitritt, gleichgültig, ob es sich um die von 
den Unternehmen selbst zu zahlenden An- 
teile oder die Beiträge der versicherten 
Arbeitnehmer handelt, nicht verwendbar, da 
die Möglichkeit einer Vereinbarung gar nicht 
bestand, die Pflicht zur Beitragszahlung viel- 
mehr so lange, aber auch nicht länger dauerte, 
als der versicherte Arbeitnehmer sich in 
einem ihn zur Versicherimg verpflichten- 
den Arbeits- oder Dienstverhältniis zu seinem 
Unternehmen befand. Auch wurden die von 
den Unternehmen zu leistenden Beiträge 
nicht für bestimmte Versicherte einzeln, son- 
dern regelmäßig in Pauschalsummen gelei- 
stet. 

Auch diese Bedenken gegen die Anwendbar- 
keit der §§ 2 und 3 des Gesetzes vom 
5. August 1955 und die insoweit bestehenden 
Meinungsverschiedenheiten bei den Auf- 
sichtsbehörden und den Schuldnern der Aus- 


gleichsforderungen haben dazu beigetragen, 
daß die Versicherungsverbindlichk eiten der 
Pensionskassen mit Zwangsbeitritt in weitem 
Umfange von den Pensionskassen bis heute 
in der Schwebe gehalten und nicht abschlie- 
ßend geregelt worden sind. 

c) Eine Regelung der unklaren Verhältnisse durch 
Gesetz erscheint daher sowohl im Interesse der 
Versicherten wie auch der Pensionskassen ge- 
boten. Der Entwurf bringt sie in Artikel 1 Nr. 4, 
der die Schaffung besonderer Vorschriften für 
die Versicherungsverbindlichkeiten der Pensions- 
kassen und ihre Einfügung als § 11a bis llf 
in das Gesetz vom 5. August 1955 vorsieht. 

1. Der Entwurf geht davon aus, daß es nicht 
gerechtfertigt wäre, bei der Bestimmung des 
Umfangs, ‘in dem die westdeutschen Pensions- 
kassen wegen ihrer Reichsmarkverbindlich- 
keiten in Anspruch genommen werden kön- 
nen, die mehr oder weniger zufällige Ge- 
staltung der Satzung oder Versicherungsbe- 
dingung maßgebend sein zu lassen, da deren 
Anwendung zu Ergebnissen führen würde, 
deren Verschiedenheit innerlich nicht zu 
rechtfertigen wäre und eine ungleiche Be- 
handlung der Versicherten bei gleichliegen- 
dem Tatbestand darstellen würde. Auf die- 
sem Gedanken beruhen die §§ 11b und 11c. 
Die unter b) 1. (S. 7) erörterten Zweifel 
hinsichtlich der Anwendung und Auslegung 
der Satzungen und Bedingungen bei einer 
durch den Zusammenbruch oder durch Maß- 
nahmen der Besatzungsmächte verursachten 
Beendigung des Arbeits- oder Dienstverhält- 
nisses, das zur Versicherung bei der Pen- 
sionskasse verpflichtete, löst der Entwurf in 
§ 11c in der Weise, daß er erworbene An- 
wartschaften, sofern die vorgesehene Warte- 
zeit erfüllt war, ohne Rücksicht darauf, ob 
sonstige satzungs- oder bedingungsmäßige 
Voraussetzungen rechtlicher oder tatsäch- 
licher Art gegeben waren, als beitragsfrei 
fortbestehend ansieht. Diese Regelung ent- 
spricht der Billigkeit, da in diesen Fällen die 
Entwicklung der Beziehungen des Versicher- 
ten zu seinem Unternehmen und zu der Pen- 
sionskasse weder von diesen Stellen noch 
von ihm selbst bestimmt werden konnte. Die 
Lücke in den nur auf den normalen Ablauf 
der arbeitsrechtlichen Beziehungen zuge- 
schnittenen Satzungen und Bedingungen wird 
auf diese Weise zugunsten der Versicherten 
und der von ihnen erworbenen Anwartschaf- 
ten geschlossen. Würde die Geltendmachung 
der Rechte der Versicherten in diesen Fällen 
ohne jede Einschränkung zugelassen, so 
würden den Pensionskassen und den hinter 
ihnen stehenden Unternehmen jedoch ein- 
seitig die Folgen von Ereignissen aufgebür- 
det, die ihnen nicht weniger Nachteile ge- 
bracht haben als den Versicherten; der Ent- 
wurf läßt daher eine Geltendmachung von 
Rechten aus den in § 11c Abs. 1 bezeich- 
neten Versicherungsverhältnissen nur hin- 
sichtlich solcher Leistungen zu, die für die 
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Zeit nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
oder, falls der Anspruchsberechtigte seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt erst 
später in den Geltungsbereich des Gesetzes 
oder in das Saarland verlegt, nach dem Zeit- 
punkt der Verlegung fällig werden. Nach- 
zahlungen von Rentenleistungen für die zu- 
rückliegende Zeit sind also ausgeschlossen. 

Der Entwurf bringt aber andererseits für die 
Versicherungsverhältnisse der Pensionskas- 
sen mit Zwangsbeitritt eine Abweichung von 
dem Grundsatz der §§ 2 und 3 des Gesetzes 
vom 5. August 1955 zugunsten der An- 
spruchsberechtigten insofern, als es für die 
Geltendmachung von Versicherungsleistun- 
gen in dem eben erwähnten Umfange nicht 
auf die Einhaltung des Stichtages vom 
31. Dezember 1952 ankommen soll; es soll 
vielmehr das Vorhandensein des Wohnsitzes 
des Anspruchsberechtigten im Geltungsbe- 
reich des Gesetzes oder im Saarland genü- 
gen, gleichgültig wann dieser begründet wor- 
den ist oder begründet wird. Damit wird der 
Eigenart der Pensionskassen mit Zwangsbei- 
tritt Rechnung getragen, bei denen den Ar- 
beitnehmer, ähnlich wie bei der Sozialver- 
sicherung, ein Zwang zur Versicherung trifft 
und deren zum großen Teil von den Arbeit- 
gebern finanzierte Leistungen praktisch eine 
Zusatzrente zu den Renten der Sozialver- 
sicherung darstellen, deren Gewährung eben- 
falls nicht an die Einhaltung irgendeines 
Stichtages durch den Anspruchsberechtigten 
gebunden ist, aber auch nicht für die zurück- 
liegende Zeit erfolgt. 

Wird das Erfordernis des Stichtages für die 
in § 11c Abs. 1 bezcichneten Versicherungs- 
verhältnisse aus diesen grundsätzlichen Er- 
wägungen fallengelassen, so muß das auch 
zum Wegfall des Stichtages lür die Geltend- 
machung der übrigen Versicherungsansprüche 
gegen die Pensionskassen mit Zwangsbeitritt 
führen, insbesondere auch der Ansprüche aus 
Versdcherungsverhältniissen derjenigen Ver- 
sicherten, deren Arbeits- oder Dienstverhält- 
nis in normaler Weise beendet worden ist 
und an deren Anspruchsberechtigung sich aus 
den Satzungen und Bedingungen Zweifel 
nicht ergeben. § 11b Abs. 2 läßt daher die 
Geltendmachung von erst in Zukunft fällig 
werdenden Leistungen auch in diesen Fällen 
zu, ohne ein Stichtagserfordernis aufzustellen. 

Da, wie bereits bemerkt, die Unsicherheit der 
Rechtslage nach verschiedenen Verlautbarun- 
gen der Aufsichtsbehörden in einer Anzahl 
von Fällen dazu geführt hat, daß Pensions- 
kassen die Geltendmachung von Versiche- 
rungsansprüchen auch dort zugelassen und 
die Leistungen bereits aufgenommen haben, 
wo die nunmehr in § 11c geregelten Vor- 
aussetzungen nicht vorliegen, und umgekehrt 
andere Pensionskassen den Berechtigten die 
von diesen geleisteten Beiträge zurückerstat- 
tet haben, obwohl nach der Neuregelung die 
Versicherungsverhältnisse hätten fortgesetzt 


werden können, war es notwendig, insoweit 
eine besondere, die Belange der Versicherten 
wahrende Regelung zu treffen. Das geschieht 
in § lld. 

2. Im einzelnen ist zu den §§ 11a bis llf fol- 
gendes zu bemerken: 

Zu § 11a 

Die Anwendung der §§ 11b bis llf soll nicht 
auf reine Werks- und Betriebspensionskasscn 
beschränkt sein, die die Angehörigen eines 
einzelnen bestimmten Betriebes erfassen, 
sondern sich auch auf überbetriebliche Pen- 
sionskassen mit Zwangsbeitritt erstrecken, 
bei denen die unter a) (S. 6/'7) aufgeführten 
Merkmale ebenfalls vorliegen. Soweit die 
§§ 11b bis llf nichts Abweichendes bestim- 
men, gelten auch für die Verbindlichkeiten 
der Pensionskassen mit Zwangsbeitritt wei- 
terhin die allgemeinen Vorschriften des 
Gesetzes vom 5. August 1955. Das bedeutet 
insbesondere, daß die Geltendmachung der 
Ansprüche von Berechtigten, welche die Vor- 
aussetzungen der §§ 2 bis 4 erfüllen und nicht 
zu dem in § 11c Abs. 1 bezeichneten Per- 
sonenkreis gehören, weiterhin ohne die Be- 
schränkung des § 11b Abs. 2 Satz 1, also auch 
hinsichtlich von Rentenleistungen für zurück- 
liegende Zeitabschnitte, zulässig bleibt. 

Voraussetzung für die Anwendbarkeit der 
besonderen Vorschriften der §§ 11b bis llf 
ist, wie sich bereits aus dem Wortlaut der 
§§ 11b und 11c ergibt, in allen Fällen, daß 
der versicherte Arbeitnehmer auf Grund sei- 
nes Arbeits- und Dienstverhältnisses zur Ver- 
sicherung bei der Pensionskasse verpflichtet 
war. Sind bei einer Pensionskasse mit 
Zwangsbeitritt auch Versicherungsverhält- 
nisse ohne eine derartige Verpflichtung be- 
gründet worden, so bleibt es für die sich aus 
ihnen ergebenden Ansprüche und Verbind- 
lichkeiten bei der allgemeinen gesetzlichen 
Regelung. 

Zu § 11b 

Die Vorschrift bestimmt in Satz 1 und 2 aus 
den unter c) 1. (S. 8 ff.) erwähnten Gründen, 
daß ohne Rücksicht darauf, wen die Satzung 
oder die Bedingungen der einzelnen Pensions- 
kasse als Versicherungsnehmer bezeichnen, die 
in §§ 11b bis Ile aufgestellten Voraussetzun- 
gen für die Geltendmachung von Ansprüchen 
stets vom Arbeitnehmer oder seinen Hinter- 
bliebenen erfüllt sein müssen. In dieser Rege- 
lung liegt eine Benachteiligung der An- 
spruchsberechligten insofern nicht, als das 
Stichtagsprinzip fallengelassen wird und es 
damit nicht mehr der Voraussetzung eines 
Sitzes des Unternehmens im Geltungsbereich 
des Gesetzes bedarf, um dem Anspruchsbe- 
rechtigten, der die Wohnsitzvoraussetzungen 
der §§ 2 bis 4 nicht erfüllt, die Geltendma- 
chung seiner Ansprüche zu ermöglichen, Da- 
mit kann auch die Fiktion wegfallen, daß bei 
Pensionskassen mit Zwangsbeitritt das Unter- 
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nehmen selbst dann Versicherungsnehmer sei, 
wenn die Satzung nur die Betriebsangehöri- 
gen als Versicherungsnehmer bezeichnet. So- 
weit die Geltendmachung von Ansprüchen 
während der Beibehaltung des Wohnsitzes 
oder dauernden Aufenthalts in der sowjeti- 
schen Besatzungszone mit der neuen Vor- 
schrift verhindert wird, rechtfertigt sich das 
aus den unter b) 2. (S. 7 ff.) angestellten Er- 
wägungen, daß die Anwendung der §§ 2 und 3 
auf die Versicherungsverhältnisse der Pen- 
sionskassen mit Zwangsbeitritt zu unange- 
messenen und dem Grundgedanken des Ge- 
setzes widersprechenden Ergebnissen führt, 
sofern man den Sitz des Unternehmens als 
Versicherungsnehmers für die Zulässiigkeit 
der Geltendmachung von Ansprüchen der 
Arbeitnehmer maßgebend sein läßt. 

Satz 3 enthält eine Ausnahme zugunsten 
derjenigen Versicherungsnehmer, die in den 
nach §§ 2 und 3 maßgebenden Zeitpunkten 
ihren ständigen Arbeitsplatz in der Bundes- 
republik oder in Berlin (West) hatten, ohne 
hier aber Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt zu haben. Sie sollen so behandelt wer- 
den, als ob sie die Wohnsitzvoraussetzungen 
erfüllt hätten. Diese Regelung rechtfertigt 
sich aus der Erwägung, daß einem Versiche- 
rungsnehmer, der dauernd in einem Westbe- 
trieb tätig war, auch weiterhin der Anspruch 
auf die damit verbundenen sozialen Vorteile 
zustehen soll; sie trägt gleichzeitig dem dm 
Jahre 1951 berichtigten Standpunkt der Ver- 
sicherungsaufsichtsbehörden hinsichtlich der 
Versicherungsnehmereigenschaft des Betriebs 
(vgl. S. 7) in vollem Umfange Rechnung. 

Da § 2 Satz 1 Buchstabe b und § 3 Satz 1 
Buchstabe b aus den unter b) 2. (S. 7/8) 
dargestellten Gründen für die Versicherungs- 
verhältnisse von Pensionskassen mit Zwangs- 
beitritt nicht passen, stellt Satz 4 klar, daß 
diese Vorschriften nicht anzuwenden sind. 

Absatz 2 enthält die Beseitigung des Stich- 
tagsprinzips für die Versicherungsverbind- 
lichkeiten der Pensionskassen mit Zwangs- 
beitritt, soweit es sich um die Geltendma- 
chung von Ansprüchen auf erst künftig fällig 
werdende Rentenleistungen handelt. Die 
hier getroffene Regelung bedeutet eine erheb- 
liche Verbesserung der Rechtslage für die 
Rentner, die infolge Nichterfüllung der Stich- 
tagsvoraussetzungen oder der in § 4 des Ge- 
setzes vom 5. August 1955 genannten Voraus- 
setzungen bisher Ansprüche überhaupt nicht 
geltend machen konnten. Die über den Um- 
fang der Verpflichtungen der Pensionskassen 
und den Kreis der anspruchsberechtigten Per- 
sonen bestehende Ungewißheit läßt jedoch 
eine Anmeldung der Ansprüche als erforder- 
lich erscheinen. 

Zu § 11c 

Absatz 1 grenzt den Umfang der Fälle der 
„anomalen'' Beendigung des Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses des Versicherten ab, in 


denen die besonderen Vorschriften der Ab- 
sätze 2 bis 4 gelten sollen. Bei den Gründen, 
die zu einer tatsächlichen Beendigung des 
Arbeits- oder Dienstverhältnisses geführt 
haben können, wird unterschieden zwischen 
der Stillegung oder Einschränkung des Be- 
triebes, die ihre Ursache in durch den Zusam- 
menbruch des Deutschen Reiches geschaf- 
fenen Verhältnissen hatte, und den Maß- 
nahmen der Besatzungsmächte, die sich gegen 
das Unternehmen oder gegen den Versicher- 
ten richteten. Dabei sind als durch den Zu- 
sammenbruch des Reiches herbeigeführt nicht 
nur Umstände anzusehen, die erst nach dem 
8. Mai 1945 eingetreten sind; vielmehr ge- 
nügen auch Ereignisse der letzten Kriegs- 
monate, deren Folgen von den deutschen 
Stellen, etwa infolge Besetzung des betreffen- 
den Gebietes durch den Feind, nicht mehr 
geregelt werden konnten. Eine tatsächliche 
Beendigung des zur Versicherung bei den 
Pensionskassen verpflichtenden Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses liegt auch dann vor, wenn 
der Versicherte zwar in dem Betrieb weiter 
gearbeitet hat, dieser aber enteignet und ver- 
staatlicht worden ist, ohne daß es darauf an- 
käme, ob die Enteigung nur einen Betriebs- 
teil betroffen, das Unternehmen aber in sei- 
nem rechtlichen Bestand unberührt gelassen 
hat, oder ob das Unternehmen als solches auf- 
gelöst worden ist. In allen Fällen dieser Art 
bestand nur noch ein Arbeits- oder Dienst- 
verhältnis zu einem neuen, mit dem alten 
Unternehmen nicht mehr identischen Arbeit- 
geber fort, das zu einer Aufrechterhaltung des 
Versicherungsverhältnisses bei der Pensions- 
kasse nicht mehr verpflichtete. 

Absatz 2 ordnet an, daß in den Fällen der 
„anomalen" Beendigung des Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses erworbene Anwartschaf- 
ten ohne Rücksicht auf die Gestaltung der 
Satzung oder der Bedingungen als beitrags- 
frei weiterbestehend gelten, sofern nur die 
erforderliche Wartezeit erfüllt war. Hat der 
Versicherte vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes wieder ein Arbeits- oder Dienstver- 
hältnis zu dem Unternehmen begründet und 
auf Grund dieses Verhältnisses erneut Bei- 
träge an die Pensionskasse geleistet, so sol- 
len die Anwartschaften auch dann aufrecht- 
erhalten bleiben, wenn nur die bis zur tat- 
sächlichen Beendigung des alten Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses zurückgelegte Dauer der 
Beitragszahlung zusammen mit der Dauer 
der erneuten Beitragszahlung die satzungs- 
oder bedingungsgemäß erforderliche Dauer 
der Wartezeit ergibt. Diese Regelung er- 
scheint geboten, da das Arbeits- oder Dienst- 
verhältnis in derartigen Fällen als lediglich 
unterbrochen angesehen werden kann. Der 
erneuten Beitragszahlung an die Pensions- 
kasse soll es gleichstehen, wenn Beiträge an 
eine Pensionskasse geleistet worden sind, die 
mit der Kasse, an die ursprünglich Beiträge 
entrichtet wurden, satzungsmäßig verbunden 
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war. Damit wird eine Benachteiligung der 
Versicherten vermieden, die einem großen 
Konzernunternehmen mit mehreren Pensions- 
kassen (wie z. B. der IG-Farbenindustrie AG.) 
angehörten. 

Absatz 3 läßt in allen Fällen, in denen der 
Versicherte nicht ausdrücklich zu einem an- 
deren Zeitpunkt entlassen oder kein anderer 
Zeitpunkt für sein Ausscheiden mit ihm ver- 
einbart worden ist, als Tag der tatsächlichen 
Beendigung des Arbeits- oder Dienstverhält- 
nisses den 8. Mai 1945 gelten, um insoweit 
alle Zweifel abzuschneiden, die sich aus den 
verworrenen Zuständen, die nach dem Zu- 
sammenbruch des Deutschen Reiches herrsch- 
ten, ergeben können. 

Absatz 4 beschränkt die Geltendmachung der 
Ansprüche von Versicherten, deren Arbeits- 
oder Dienstverhältnis ein „anomales" Ende 
im Sinne des Absatzes 1 gefunden hat, auf 
die in Zukunft fällig werdenden Renten- 
leistungen auch in den Fällen, in denen nach 
§§ 2 bis 4 des Gesetzes vom 5. August 1955 
Ansprüche ohne diese zeitliche Begrenzung 
geltend gemacht werden könnten; das Stich- 
tagserfordernis der §§ 2 und 3 entfällt auch 
hier. 

Zu § lld 

Wie unter c) 1. ausgeführt, haben Pensions- 
kassen in einzelnen Fällen auf Grund von 
Verlautbarungen der Aufsichtsbehörde und 
infolge der Unsicherheit der Rechtslage das 
Fortbestehen von Rechten aus den Versiche- 
rungsverhältnissen und die Geltendmachung 
von Ansprüchen bereits in anderer Weise 
geregelt, als dies nach den Vorschriften der 
§§ 11b und 11c geschehen müßte. Es erscheint 
weder angängig, den Versicherten eine auf 
diese Weise etwa erlangte günstigere Rechts- 
stellung wieder zu nehmen, noch gerechtfer- 
tigt, den Pensionskassen insoweit Ausgleichs- 
forderungen zu versagen. Der Entwurf er- 
kennt daher derartige Regelungen als rechts- 
wirksam an, soweit sie vor dem 31. Dezember 
1957 getroffen worden oder wenn sie zwar 
nach diesem Zeitpunkt, aber vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes erfolgt sind und die aus- 
drückliche Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
gefunden haben. Ein von der Pensionskasse 
bei der Regelung etwa gemachter Vorbehalt 
bleibt jedoch wirksam. 

Haben die Pensionskassen die Versicherungs- 
verhältnisise nicht für die Anspruchsberech- 
tigten günstiger, sondern in der Weise ge- 
regelt, daß sie ihnen die Beiträge zurück- 
gezahlt haben, so würde es unbillig sein, die 
in Betracht kommenden Anspruchsberechtig- 
ten an dieser Regelung festzuhalten und sie 
so gegenüber den Anspruchsberechtigten zu 
benachteiligen, deren Versicherungsverhält- 
nisse von den Pensionskassen in der Schwebe 
gehalten worden sind und die nun die Vor- 
teile der gesetzlichen Regelung genießen. 


Absatz 2 sieht daher vor, daß in diesen Fäl- 
len das Versicherungsverhältnis wieder her- 
gestellt werden kann, wenn der Anspruchs- 
berechtigte die zurückerstatteten Beiträge 
nebst 4 v. H. Zinsen seit dem Tage der Rück- 
zahlung bei der Pensionskasse wieder ein- 
zahlt. Die Frist für die Wiedcreinzahlung ist 
auf insgesamt 18 Monate von dem Zeitpunkl 
an bemessen worden, von dem an Ansprüche 
geltend gemacht werden können, um den 
Berechtigten die Beschaffung der erforder- 
lichen Mittel zu ermöglichen. Im übrigen 
kann damit gerechnet werden, daß die Pen- 
sionskassen in Härtefällen weitere Stundung 
gewähren. Das Recht zur Wiederherstellung 
des Versicherungs Verhältnisses besteht nicht 
in den Fällen, in denen die Unsicherheit über 
das rechtliche Schicksal des Versicherungs- 
verhältnisses als Grund für die Annahme der 
Beiträge durch den Berechtigten nach Lage 
der Dinge mit Sicherheit ausscheidet. 

Zu § Ile 

Die Beseitigung des Stichtagsprinzips für die 
Geltendmachung der Ansprüche aus den bei 
Pensionskassen mit Zwangsbeitritt bestehen- 
den Versicherungsverhältnissen erfordert 
folgerichtig die Zulassung der Geltend- 
machung des Anspruchs auf Rückzahlung der 
Beiträge in den Fällen, in denen das Ver- 
sicherungsverhältnis nicht fortgesetzt wird 
oder werden kann. 

Zu § llf 

Der Umstand, daß nach der Regelung des 
§ 11b Abs. 2 und des § 11c Ansprüche aus 
Reichsmarkverbindlichkeiten nur hinsichtlich 
von Leistungen geltend gemacht werden kön- 
nen, die nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
oder in einem noch späteren Zeitpunkt fällig 
werden, macht es notwendig, die Vorschriften 
über die den Pensionskassen wegen dieser 
Verbindlichkeiten zustehenden Ausgleichs- 
forderungen entsprechend zu ändern. Dabei 
ist in Absatz 1 vorgesehen, daß die Verzin- 
sung der Ausgleichsforderungen nicht bereits 
mit dem Stichtag der Währungsreform, son- 
dern erst mit dem Zeitpunkt beginnt, von 
dem an Ansprüche geltend gemacht werden 
können. Diese Regelung, die Zinsnachzahlun- 
gen größeren Umfangs vermeiden soll, macht 
es umgekehrt notwendig, den Pensionskassen 
zu gestatten, die sich im Zeitpunkt des Be- 
ginns der Verzinsung geschäftsplanmäßig er- 
gebenden Beträge der Deckungsrückzahlung 
und der Rückstellung für Umstellungskosten 
in die auf den Währungsstichtag aufzustel- 
lende Umstellungsrechnung einzusetzen, d. h. 
von einer Abzinsung ihrer Verpflichtungen 
abzusehen. 

Absatz 2 enthält die Anpassung der Vor- 
schriften über die nach dem Renten aufbes- 
senmgsgesetz vom 15. Februar 1952 und dem 
Gesetz zur Aufbesserung von Leistungen aus 
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Renten- und Pensionsversicherungen sowie 
aus Kapitalzwangsversicherungen vom 24. De- 
zember 1956 den Pensionskassen zu gewäh- 
renden Rentenausgleichsforderungen. 

Zu Artikel 2 

Zu Absatz 1 

Die in § 12 des Gesetzes vom 8. August 1955 ent- 
haltenen Vorschriften über die Verjährung von An- 
sprüchen, die bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 
nicht geltend gemacht werden konnten, danach aber 
geltend gemacht werden können, bedürfen der An- 
passung an die Neuregelung der §§ 4, 5, 7, 11b 
Abs. 2 sowie des § 11c, um zu verhindern, daß die 
Verjährung der hier behandelten Ansprüche vor 
Ablauf einer angemessenen Frist eintritt. 

Absatz 2 

enthält für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes an- 
hängigen Rechtsstreitigkeiten, die infolge der neuen 
Vorschriften in den §§ 4, 5, 7, 11b Abs. 2 und in 
§ 11c erledigt werden, eine dem § 13 Abs. 2 ent- 
sprechende Übergangsbestimmung. 

Der Aufnahme einer besonderen Vorschrift zur 
Regelung der Fälle, in denen eine Klage auf Grund 
der bisherigen Fassung des Gesetzes vom 5. August 
1955 abgewiesen worden war, bedarf es nicht, da 
hier § 13 Abs. 1 des Gesetzes vom 5. August 1955 
unmittelbar angewandt werden kann. 

Zu Absatz 3 

Da nach dem durch Artikel 1 Nr. 4 des Entwurfs ein- 
gefügten § llf des Gesetzes vom 5. August 1955 
Ausgleichsforderungen nach § 24 UG und Renten- 
ausgleichsforderungen nach dem Rentenaufbesse- 
rungsgesetz entstehen, deren Zinsenlauf erst nach 
dem 1. Januar 1956 beginnt, bedarf es einer Rege- 


lung der auf diese Ausgleichsforderungen nach dem 
Gesetz über die Tilgung von Ausgleichsforderungen 
vom 14. Juni 1956 (BGBl. I S. 507) zu erbringenden 
Tilgungsleistungen. Durch Absatz 3 wird klarge- 
stellt, daß die erste Tilgungsleistung bei Ablauf des 
auf die Gewährung der Ausgleichsforderung folgen- 
den Kalenderhalbjahres fällig wird und so zu be- 
rechnen ist, als ob die Ausgleichsforderung bereits 
mit Zinsenlauf vom 1. Januar 1956 an gewährt wor- 
den wäre. Damit werden die neu entstehenden Aus- 
gleichsforderungen in den allgemeinen Tilgungsplan 
des Gesetzes vom 14. Juni 1956 eingeordnet. 

Zu Artikel 3 

Eine Neubekanntmachung des Gesetzes vom 5. Au- 
gust 1955 ist infolge der Änderungen, die das Gesetz 
durch die Vorschriften des Entwurfs erfährt, ge- 
boten. Artikel 3 erteilt dem Bundesminister der 
Justiz die zur Neubekanntmachung und zur Beseiti- 
gung von Unstimmigkeiten des Wortlauts des Ge- 
setzes erforderliche Ermächtigung. 

Artikel 4 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 5 

bestimmt, daß das Gesetz nicht im Saarland gilt, da 
es einen Teil der im Saarland nicht geltenden Um- 
stellungsregelung für die Versicherungsunterneh- 
men darstellt. 

Artikel 6 

bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge- 
setzes. Dieser ist auf den ersten Tag des auf die 
Verkündung folgenden zweiten Monats hinaus- 
geschoben, um dem Land Berlin die notwendige Frist 
zur Übernahme des Gesetzes zu sichern. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 4) 

§ 4 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 4 

Die Voraussetzungen des § 2 Satz 1 Buchstabe a 
und des § 3 Satz 1 Buchstabe a hinsichtlich des 
Wohnsitzes oder dauernden Aufenthalts gelten auch 
als erfüllt, wenn der Berechtigte nach dem 31. De- 
zember 1952 im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
oder im Saarland seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt genommen hat oder nimmt 

a) als Heimkehrer nach den Vorschriften des 
Heimkehrergesetzes oder als politischer Häft- 
ling nach dem Häftlingshilfegesetz 

oder 

b) als nach § 1 des Bundesvertriebenengesetzes 
anerkannter Vertriebener unter den Voraus- 
setzungen des § 10 Abs. 2 Nr. 2 des Bundes- 
vertriebenengesetzes 

oder 

c) als nach § 3 des Bundesvertriebenengesetzes 
anerkannter Sowj etzonenflüchtling. 

Das gleiche gilt, wenn der Berechtigte im Wege der 
Familienzusammenführung zu einem Angehörigen 
gezogen ist, der schon am 31. Dezember 1952 seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes oder im Saarland hatte oder 
die Voraussetzungen der Buchstaben a, b oder c er- 
füllt, Als Familienzusammenführung gilt die Zusam- 
menführung 


1. von Ehegatten, 

2. von minderjährigen Kindern zu den Eltern, 

3. von hilfsbedürftigen Eltern zu den Kindern, 
wobei im Verhältnis zwischen Eltern und Kin- 
dern auch Schwiegerkinder zu berücksichtigen 
sind, wenn das einzige oder letzte Kind ver- 
storben oder verschollen ist, 

4. von volljährigen hilfsbedürftigen Kindern zu 
den Eltern oder von volljährigen Kindern zu 
hilfsbedürftigen Eltern." 

Begründung 
Zu a) 

Der Personenkreis der politischen Häftlinge ist 
nicht in allen Fällen durch die Fassung der Regie- 
rungsvorlage gedeckt. 

Zu b) 

Die Ausnahmebestimmung des § 4 darf sich nicht 
nur auf den Aussiedler im engeren Sinne beschrän- 
ken (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 BVFG), sondern muß sich 
auch auf alle Vertriebenen im Sinne des § 1 BVFG 
erstrecken, soweit sie die Voraussetzungen des § 10 
Abs. 2 Nr. 2 BVFG erfüllen. 

Zu b) und c) 

Es ist klarzustellen, daß, soweit es sich um an- 
erkannte Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge 
handelt, hierbei nur der Status allein entscheidend 
ist. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 

des Bundesrates 


1. Dem Vorschläge des Bundesrates, neben den Heim- 
kehrern auch die politischen Häftlinge ausdrücklich 
in den Personenkreis einzubeziehen, für den der ge- 
setzliche Stichtag des 31. Dezember 1952 nidit gilt 
(Ergänzung des § 4 Satz 1 Buchstabe a des Gesetzes 
vom 5. August 1955 durch die Worte „oder als poli- 
tischer Häftling nach dem Häftlingshilfegesetz"), 
kann die Bundesregierung nur mit Einschränkungen 
zustimmen. 

Die politischen Häftlinge sind nach § 14 in Verbin- 
dung mit § 9 Abs. 1 des Häftlingshilfegesetzes 
(i. d. F. vom 13. März 1957 — BGBl. I S. 168) für 
die Anwendung von Stichtagsvorschriften, die in 
anderen Gesetzen enthalten sind, bereits den Heim- 
kehrern gleichgestellt, sofern sie länger als 12 Mo- 
nate in Haft gehalten wurden und sich am Stichtage 
in Gewahrsam befunden haben. Nach dem Vor- 
schläge des Bundesrates würde diese Vergünsti- 
gung allen unter das Häftlingshilfegesetz fallenden 
Häftlingen ohne Ausnahme gewährt werden, insbe- 
sondere ohne Rücksicht darauf, ob ihre Verhaftung 
für die Versäumung des Stichtages ursächlich ge- 
wesen ist und wie lange sie sich in Haft befunden 
haben. Eine Regelung dieses Inhalts für politische 
Häftlinge ist in anderen, vergleichbaren Bundes- 
gesetzen aus neuerer Zeit entweder gar nicht (Bun- 
desvertriebenengesetz i. d. F. vom 14. August 1957 
— - BGBl. I S. 1215 — , § 10, und Allgemeines Kriegs- 
folgengesetz vom 5. November 1957 — BGBl. I 
S. 1747 — , §§ 6 und 33) oder dodi nur unter Be- 


schränkung auf Häftlinge mit einer Haftzeit von 
mehr als 12 Monaten (Gesetz zu Artikel 131 GG 

1, d. F. vom 11. September 1957 — BGBL I 
S. 1297 — , § 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a) enthalten. 

Auch in dem vorliegenden Gesetzentwurf sollte je- 
denfalls über die in dem Gesetz zu Artikel 131 GG 
getroffene Regelung nicht hinausgegangen werden. 
Durch sie würde sich für die politischen Häftlinge 
in der Praxis keine wesentliche Schlechterstellung 
gegenüber der vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Regelung ergeben, weil dieser Personenkreis ohne- 
hin in aller Regel zugleich die Merkmale des So- 
wjetzonenflüchtlings erfüllt und damit bereits nach 
§ 4 Satz 1 Buchstabe c des Gesetzes vom 5. August 
1955 von der Stichtagsvoraussetzung freigestellt ist. 
Werden in § 4 Satz 1 Buchstabe a des Gesetzes vom 
5. August 1955 die politischen Häftlinge ausdrück- 
lich einbezogen, so sollte der Vorschrift in Anleh- 
nung an § 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a des Gesetzes 
zu Artikel 131 GG folgende Fassung gegeben wer- 
den: 

„a) als Heimkehrer nach den Vorschriften des 
Heimkehrergesetzes oder als nach § 9 Abs. 1 
des Häftlingshilfegesetzes einem solchen Gleich- 
zubehandelnder oder". 

2. Mit den Formulierungsvorschlägen des Bundes- 
rates für § 4 Satz 1 Buchstabe b und Buchstabe c 
des Gesetzes vom 5. August 1955 ist die Bundes- 
regierung einverstanden. 
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